
weis darüber zu erheben haben, ob die vom Kläger be- | Inhalt 
gehrten Zinsen tatsächlich als direkter Schaden ent­
standen sind. . !

A n m e r k u n g :

Der Entscheidung ist im Ergebnis zuzustimmen. Aller­
dings war es nicht erforderlich, die Sache zur erneuten 
Verhandlung und Entscheidung an das Kreisgericht zu- 
rückzuver weisen.
Nach dem Urteil des Kreisgerichts steht fest, daß Aus­
gangspunkt für die Geltendmachung der materiellen 
Verantwortlichkeit des Verklagten ein Fehlbetrag in 
der von ihm geleiteten Kleingaststätte war. Der Fehl­
betrag wurde bei einer Inventur des Waren- und Geld­
bestands ermittelt; er ergibt sich also aus den Vorgän­
gen im Gaststättenbetrieb, die zum Verlust von Sach­
werten oder Geld geführt haben.
Da dem Verklagten eine fahrlässige Schadensverur­
sachung gemäß §113 GBA zur Last gelegt wird, ist er 
für den direkten Schaden unter Berücksichtigung der 
im Gesetz bzw. im Rahmenkollektivvertrag geregelten 
Grenzen materiell verantwortlich. Zum direkten Scha­
den gehören aber nur solche Zinszahlungen, die unmit­
telbar durch das arbeitspflichtverletzende Handeln ent­
standen bzw. entgangen sind, sofern der Betrieb diese 
Zinsen bei pflichtgemäßem Handeln des Werktätigen 
nicht zu Twhlen gehabt bzw. erhalten hätte.
Die Arbeitspflichten des Werktätigen sind folglich das 
entscheidende Kriterium für die Beantwortung der 
Frage, ob Zinsen Teil des direkten Schadens sind. 
Verabsäumt es z. B. ein Werktätiger bei der Erfüllung 
seiner Arbeitsaufgaben pflichtwidrig, einem Vertrags­
partner innerhalb der Zahlungsfrist Geld zu überwei­
sen, und hat der Betrieb dafür Verspätungszinsen zu 
zahlen, so gehören diese zum direkten Schaden. Das 
gleiche ist der Fall, wenn einem Betrieb Zinsen entge­
hen, weil ein Werktätiger es pflichtwidrig übersehen 
hat, säumigen Kunden Verspätungszinsen zu berechnen.
Im Falle vorsätzlicher Schadensverursachung gemäß 
§114 Abs.l GBA ist der Werktätige für den gesamten 
Schaden voll materiell verantwortlich. Dazu gehören 
der direkte Schaden und alle darüber hinausgehenden 
konkreten Vermögensnachteile des Betriebes, ein­
schließlich des Folgeschadens. Muß ein Betrieb z.B. zur 
Abwendung, Minderung' oder Behebung des durch 
schuldhaftes arbeitspflichtverletzendes Handeln eines 
Werktätigen vorsätzlich verursachten Schadens einen 
Kredit aufnehmen und hierfür Zinsen zahlen, so ge­
hören diese zum Folgeschaden, für den als Teil des ge­
samten Schadens die materielle Verantwortlichkeit gel­
tend gemacht werden kann.
Bei Beachtung dieser Grundsätze ergibt sich, daß dem 
Kläger im vorliegenden Falle unmittelbar durch fahr­
lässiges, arbeitspflichtverletzendes Handeln, des Ver­
klagten Sachwerte oder Geld verlorengingen, nicht 
aber Zinsen. Ebenso ist dem Betrieb unmittelbar keine 
Verpflichtung zur Zinszahlung entstanden. Eine neue 
Beweisaufnahme kann kein anderes Ergebnis zeitigen. 
Deshalb hätte das Präsidium des Bezirksgerichts im 
Kassationsverfahren abschließend entscheiden können.
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